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Beklagter und Revisionskläger9

Der 8„ Senat des Bundessozialgerichts hat auf die münd—
liche Verhandlung vom 26° September 1968 in berlin
durch

_
-

Senatspräsident ; ' 5 t e n g e l

.
‘ — Vorsitzender —‚

Bundesrichter P e t e r s e n
_

und

Bundesrichter 5 0 n n e n b e r g‚
Bundessozialrichter L a u e r

‘
und

Bundessozialrichter P f e'i l

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Beklagten wird das Urteil des
vozialgerichts Duisburg vom 18° Mai 1967 dahin abge—
ändert, daß der Beklagte unter Abweisung der „lage
im übrigen verurteilt wird, dem Kläger Versorgung
nach einer Minderung der Erwerbsfähigkeit um 60 vom
Hundert vom 10 Januar 1961 an zu gewähren°

Insoweit wird die Revision zurückgewieseno

Außergerichtliche Kosten des Verfahrens sind nicht
zu erstatten°
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Der kläger bezieht Versorgung; seine Rente war ur—

sprünglich nach einer minuerung der Erwerbsfähigkeit
(MdB) um 50 v„H° festgestellt (Bescheid vom 310

August 1954)° nen untrag vom Oktober 1959 auf Er-
höhung der mente wegen des_beruflichen öchadens als

ehemaliger selbstänuiger Landwirt lehnte das Ver—"7

sorgungsamt (VersorgA) durch Bescheid vom 80 märz'
1960 ab, weil im Hinblick auf die Größe des früheren

landwirtschaftlichen Betriebes des Klägers das vor—

handene ferqpnal die arbeiten verrichten würde,
welche er wegen der schädigungsfolgen nicht selbst

ausführen könne; der Verlust des in der sowjetischen

Besatzungszone liegenden Hofes und damit der wirt-

schaftliche380haden seien unabhängig von der Schä—

digung eingetreten° ' Ä}: :

Im März 1965 beantragte der Kläger die Gewährung von
Berufsschadensausgleich gem„ 5 30 Abs„ 3 des Bundes—

versorgungsgesetzes (BVG) in der Fassung des 20 Neu-

kordnungsgesetzes (2° NOG): er sei früher selbständiger

Landwirt gewesen und könne jetzt nur noch als Wasch-

kauenwärter oder behalttafelwärter tätig sein„ Durch

den auf 9 40 des Verwaltungsverfahrensgesetzes

(VeerG) gestützten Bescheid vom 18„ August 1965 be—
willigte der ßeklagte anstelle der ursprünglichen

Leistung vom 1° März 1961 an Rente nach einer MdB

um 60 V„Ho; durch die öchädigungsfolgen könne der

kläger zahlreiche, in der uandwirtschaft stets

wiederkehrende Arbeiten nicht mehr verrichten; der

Beginn der höheren Rente richte sich nach der Ver—

waltungsvorschrift Nr° 8 zu 9 40 VeerG, nach welcher

für die zurückliegende Zeit an der bindenoen nirkung
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der früheren Bescheide festzuhalten sei und

nur in besonders begründeten Ausnahmefällen die

begünstigende Regelung rückwirkend bis zu vier

Jahren getroffen werden könne„ Uer'■'iderspruch9

mit dem eine Nachzahlung für weiter zurückliegende

Zeiten begehrt wurde, blieb erfolglos (Widersprüche—

bescheid vom 31° Januar 1966), weil im angefoch— '

tenen Bescheid ein Ermessensfehler nicht zu er—
kennen sei; es lägen keine besonderen Gründe vor,

die es rechtfertigen würden, von der auf die Ver-

waltungsvorschrift gestützten Praxis abzuweichen;

Ansprüche, welche der Kläger aus einer weiter

als vier Jahre zurückliegenden Zeit geltend mache,

seien im übrigen auch nach den Vorschriften des

Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) verjährt°

Mit der Klage hat der Kläger seine ansicht wieder—

holt, die Verwaltung hätte ein besonderes berufliches

Betroffensein bereits im Jahre 1954 berücksichtigen
müssen; die Einrede der Verjährung verstoße gegen

Treu und Glauben, weil die Verwaltung durch ihr
Verhalten den widerrechtlichen Zustand verursacht

habe° Durch Urteil vom 18° Mai 1967 hat das

bozialgericht (öG) unter Abänderung der Verwaltungs—

bescheide den Beklagten verurteilt, unter Aufhebung
des Bescheides vom 8„ März 1960 dem Kläger vom
1„ Oktober 1959 an Versorgung nach einer MdB um

60 v„H° zu gewähren° hie Vorschrift des 9 40 abs° 1
VeerG sei dahin aufzufassen, daß der Verwaltung

nicht eine Ermessensentscheidung überlassen sei,

sondern daß sie trotz der bindenden Wirkung des

früheren Bescheides noch einmal über den Versor—

gungsanspruch zu Gunsten des Beschädigten entscheiden

dürfen Nachdem die Verwaltung erkannt habe, daß der
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‚frühere bindend gewordene Bescheid nicht rechmamig

gewesen sei, habe sie nicht zwischen mehreren Ant—

scheidungen wählen können, sondern die Leistung

neu feststellen müssen, Ha ihr keine andere wahl

geblieben sei, sei der ßescheid vom 18° august 1965

keine eigentliche Ermessensentscheidung gewesen,

sondern in vollem Umfang von den Gerichten nachzu—

prüfen° Dies gelte nicht nur für die Feststellung,

ob dié.früheren bescheide zu Ungunsten des Klägers

unrichtig gewesen seien, sondern auch für den

Zeitpunkt, von dem ab die neu festgestellten höheren

Leistungen zustehen, Die entgegenstehende Verwaltungs—

vorsohrift Nr° 8 zu 9 40 VeerG sei nicht recht-

mäßig° Zur Unterstützung seiner ansicht hat das SG

die Vorschrift des 5 41 VeerG herangezogen und den

ßeginn der höheren Leistungen deshalb mit dem 1, Ok—

töber 1959festgestellt, weil der Kläger sich in
den Jahren von 1953 bis 1959 als landwirtschaft-

licher Gehilfe bezeichnet und erst mit seinem

Antrag vom Oktober 1959 vorgetragen und nachge—

wiesen habe, das er selbständiger Landwirt gewesen

sei, i“ach Treu und Glauben könne die Versorgungsver—

waltung im Hinblick auf die vom kläger selbst

stammenden Angaben über seinen Beruf nicht ver—
pflichtet werden, auch für einen Zeitraum vor dem

oktober 1959 höhere Leistungen zu gewähren, Das eG
hat.die berufung.zugelassen, weil es über fragen

von grundsätzlicher bedeutung ent„chieden habe,

wobei teilweise von der Rechtsprechung des bundes—

sozialgerichts (ßüG) abgewichen worden sei,

Die beklagte hat Revision (öprungrevision) eingelegt
und beantragt, zu erkennen:
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auf die Revision des Beklagten wird das

Urteil des SG Duisburg vom 18° mai 1967

geändert°

Die Klage gegen den Widerspruchsbescheid

des LVersorgA kordrhein vom 51° Januar 1966

wird abgewiesen°

' Er rügt mit näherer Begründung eine Verletzung der

@@54 Abs° 2 und 77 des bozialgerichtsgesetzes (5GG)

sowie der @@24 und 40 VeerG9 @ 197 BGB° Das SG habe

zu Unrecht angenommen9 der Bescheid vom 182 August

1965 sei keine Ermessensentscheidung° Vor allem ent—

scheide die Verwaltung nach ihrem Ermessen darüber,

von wann ab in der Vergangenheit das Versorgungs—

reohtsverhältnis neu zu regeln sei° Es sei in Rechts—

lehre und Rechtsprechung anerkannt, daß Kentenan—

sprüche in vier Jahren verjährten°

Der Kläger beantragt,

die bprungrevision als unbegründet zurück—

zuweisen°

Er hält die angefochtene Entscheidung für zutreffend

und ist der Ansicht, der ßeklagte habe die Einrede

der Verjährung bisher nicht erhoben„ Sie sei im

Revisionsverfahren unzulässig°

Der Beklagte hat die durch Zulassung der Berufung
_gemäß 5 161 SGG statthafte öprungrevision form— und

fristgerecht unter Vorlage der Einwilligungserklärung

des Klägers eingelegt und begründet° Sein Rechts-

mittel ist zulässig und auch im wesentlichen sachlich

gerechtfertigt°
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Gemäß 9 40 Abs° 1 VeerG kann die Verwaltung zugunsten

des Berechtigten jederzeit einen neuen Bescheid er—
teilen° Nach ständiger nechtsprechung des B5G

(BSG 26 s 146 ff —mit weiteren Hinweisen—) ist der
Verwaltung mit dieser Vorschrift ein Ermessen in

zweierlei Hinsicht eingeräumt worden, nämlich darüber‚

"ob" und auch "von wann an" sie die ßerichtigung vor—
nehmen Wille Zwar hätte der beklagte vorliegend sein

Ermessen, ob er überhaupt berichtigen wolle9 dann

fehlerhaft gehandhabt, wenn er an der binnenden

wirkung der früheren Bescheide festgehalten hätte, ob—

wohl fur ihn feststand, daß diese erkennbar und zweifels—

frei zum Nachteil des Klägers gegen 9 30 BVG ver—
stoßen hatte1(ßüG öozk VeerG & 40 Nr„ 3)„ Zu Unrecht
aber hat das SG hieraus gefolgert, es könne vor—

liegend die zweite Entscheidung der Verwaltung dariiber9

von wann an sie die ■erichtigung vornehmen wolle, unein—

geschränkt nachprufeno Dies ist mit der Rechtsprechung

des BSG — wie das SG nicht verkannt hat — nicht

vereinbar„ an dieser ständigen Rechtsprechung ist

festsuhalteno Wörtlaut und 0inn des @ 40 nbs° 1
VVeerG sprechen gegen die auffassung des bG‚ wie in

“der Entscheidung des 10„ öenats vom 14„ märz 1967

(abgedruckt B5G Band 26 5„ 146 ff) ausgeführt ist°
Das =3ngefochtene Urteil gibt dem 0enat keinen '

Anlaß; auf die abweichende Auffassung des SG näher

einzugehen; vielmehr verweist er auf die Ent—

scheidung des 10° öenats und macht sie sich zu eigeno

Hinsichtlich der rückwirkenden Neuregelung des Ver—

sorgungsrechtsverhältnisses gilt zunächst der Grunde

satz: In der Vergangenheit lebt man nicht„ Infolge—

dessen hat die Verwaltung zutreffend geprüft, ob be—
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sondere Umstände vorliegen, welche es geboten

erscheinen lassen, auch für eine gewisse Zeit

in der Vergangenheit den.Kläger besser zu
stellen, Sie hat sich hierbei auf Nro 8 der

Verwaltungsvorschriften gestützto In ihr ist ua
bestimmt:

“Erscheint es nach Lage des Falles geboten,

dem neuen Bescheid Rückwirkung beizulegen,

so sind bei der Festlegung des Zeitpunktes

alle Umstände sorgfältig abzuwägen und in

der Begründung wiederzugeben° Eine Rück—

wirkung soll jedoch in der Regel nicht über

einen Zeitraum von vier Jahren hinausgehen"°

In dieser Verwaltungsvorschrift ist nicht festge—

legt, wie der Zeitraum von vier Jahren zu berechnen

ist° Die Verwaltung hat sich im Widerspruchsbe- ’
scheid auch auf die Verjährung der Ansprüche des

Klägers bezogen; außerdem hat sie in der Revisions—

begründung ausgeführt, die Ansprüche der Berechtigten

auf rückständige Rentenzahlungen verjährten in

vier Jahreno Für den Zeitpunkt des Beginns der

Verjährung ist der antrag des Klägers vom 9° März

1965 maßgebend; denn seinen früheren Antrag vom
Oktober 1959 hatte die Verwaltung durch den
bindend gewordenen Bescheid vom 8° März 1960

erledigt° Dieser antrag konnte also nach seiner

Bescheidung keine weiteren Jirkungen haben„ Durch

den Antrag vom März 1965 ist die Verjährung des

Anspruchs auf wieoerkehrende Leistungen, die höher

wären, als im Bescheid vom 310 august 1954 fest—

gestellt, unterbrochen worden„ Für die vierjährige

Verjährungsfrist ist gemäß 9 201 BGB der Schluß

des Jahres maßgebend° Infolgedessen sind zur Zeit

des Antrages vom März 1965 alle mehr als vier Jahre

vor dem 10 °anuar 1961 zurückliegenden nentenbe—

träge verjährt° Zu Unrecht hat das SG die Verjährungs-
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einrede, die im Widerspruchsbescheid enthalten ist? nicht

beachtet und für die Zeit vor dem 10 Januar 1961 zur

Leistung verurteilt° Dies ist nicht rechtens und
insbesondere niehtdurch den Grundsatz von Treu und

Glauben geboten° Der kläger beruft sich in der

devisionserwiderung zu Unrecht auf diesen Gesichtspunkt;

denn die Versorgungsverwaltung hat zwar fehlerhaft9 aber

nicht arCiistig gehandelt°

Infolgedessen hätte das SG hier zur Gewährung der höheren

Rente nicht vom 1„ Oktober 1959 an, sondern erst vom

10 Januar 1961 an verurteilen dürfen° Mit dieser Maß—

gabe mußte auf die Revision des Beklagten die ange—

fochtene Entscheidung abgeändert werden°

Die bntscheidung über die kosten beruht auf 9 193 Abso1

SGG° '
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